
Rechtssache C-91/92 

Paola Faccini Dori 
gegen 

Recreb Sri 

(Vorabentscheidungsersuchen 

des Giudice conciliatore Florenz) 

„Verbraucherschutz bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen — 

Möglichkeit, sich in Rechtsstreitigkeiten zwischen Bürgern 

auf eine Richtlinie zu berufen" 

Schlußanträge des Generalanwalts Carl Otto Lenz vom 9. Februar 1994 I - 3328 
Urteil des Gerichtshofes vom 14. Juli 1994 I - 3347 

Leitsätze des Urteils 

1. Recbtsangleicbung — Verbraueberschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen — Richtlinie 85/577 — Artikel 1 Absatz 1, Artikel 2 und Artikel 5 — 
Bestimmung der Berechtigten und der Mindestfrist für die Ausübung des Rücktrittsrechts — 
Unbedingter und genauer Charakter 
(Richtlinie 85/577, Artikel 1 Absatz 1, Artikel 2 und Artikel 5) 
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2. Handlungen der Organe — Richtlinien — Unmittelbare Wirkung — Grenzen — Möglich­

keit, sich gegenüber einem einzelnen auf eine Richtlinie zu berufen — Ausschluß 

(EWG-Vertrag, Artikel 189) 

3. Rechtsangleichung — Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen — Richtlinie 85/577 — Möglichkeit, sich bei unterbliebenen 
Umsetzungsmaßnahmen gegenüber einem einzelnen auf das Rücktrittsrecht zu berufen —· 
Ausschluß 
(EWG-Vertrag, Artikel 189 Absatz 3; Richtlinie 85/577, Artikel 1 Absatz 1, Artikel 2 und 
Artikel 5) 

4. Handlungen der Organe — Richtlinien — Durchführung durch die Mitgliedstaaten — Not­
wendigkeit, die Wirksamkeit der Richtlinien zu gewährleisten — Verpflichtungen der natio­
nalen Gerichte 
(EWG-Vertrag, Artikel 189 Absatz 3) 

5. Gemeinschaftsrecht —· Dem einzelnen verliehene Rechte — Verstoß eines Mitgliedstaats 
gegen die Verpflichtung zur Umsetzung einer Richtlinie — Pflicht zum Ersatz des dem ein­
zelnen entstandenen Schadens — Voraussetzungen — Entschädigungsmodalitäten — Anwen­
dung des nationalen Rechts 

(EWG-Vertrag, Artikel 189 Absatz 3) 

1. Die Artikel 1 Absatz 1, Artikel 2 und 
Artikel 5 der Richtlinie 85/577 betreffend 
den Verbraucherschutz im Falle von 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlos­
senen Verträgen sind in bezug auf die 
Bestimmung der Berechtigten und die 
Mindestfrist, innerhalb deren der Rück­
tritt von einem außerhalb der Geschäfts­
räume geschlossenen Vertrag anzuzeigen 
ist, unbedingt und hinreichend genau. 
Denn die Artikel 4 und 5 der Richtlinie 
lassen den Mitgliedstaaten zwar einen 
gewissen Gestaltungsspielraum für den 
Verbraucherschutz im Falle unterbliebe­
ner Belehrung durch den Gewerbetrei­
benden und zur Festlegung der Frist und 
des Verfahrens für den Widerruf, doch 
schließt dieser Gestaltungsspielraum nicht 
die Möglichkeit aus, Mindestrechte zu 
bestimmen, die auf jeden Fall zugunsten 
der Verbraucher eingeführt werden müs­
sen. 

2. Die Möglichkeit, sich gegenüber staatli­
chen Einrichtungen auf die Richtlinien 
zu berufen, beruht darauf, daß die 
Richtlinie nach Artikel 189 des Vertrages 
für jeden Mitgliedstaat, an den sie 
gerichtet ist — und nur für diesen — ver­
bindlich ist, womit verhindert werden 
soll, daß der Staat aus seiner Nichtbeach­
tung des Gemeinschaftsrechts Nutzen 
ziehen kann. Es wäre nämlich nicht 
hinnehmbar, daß der Staat, dem der 
Gemeinschaftsgesetzgeber den Erlaß 
bestimmter Vorschriften vorschreibt, mit 
denen seine Beziehungen — oder die 
Beziehungen staatlicher Einrichtungen — 
zu den Bürgern geregelt und diesen 
bestimmte Rechte gewährt werden 
sollen, sich auf die Nichterfüllung 
seiner Verpflichtungen berufen könnte, 
um den Bürgern diese Rechte zu versa­
gen. 
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Eine Ausdehnung dieses Grundsatzes auf 
den Bereich der Beziehungen zwischen 
den Bürgern hieße, der Gemeinschaft die 
Befugnis zuzuerkennen, mit unmittelba­
rer Wirkung zu Lasten der Bürger Ver­
pflichtungen anzuordnen, obwohl sie dies 
nur dort darf, wo ihr die Befugnis zum 
Erlaß von Verordnungen zugewiesen ist. 

Folglich kann ein Bürger, wenn die Maß­
nahmen zur Umsetzung nicht innerhalb 
der vorgesehenen Frist erlassen worden 
sind, sich nicht auf eine Richtlinie stüt­
zen, um zu behaupten, er habe einen 
Anspruch gegen einen anderen, und um 
diesen vor einem nationalen Gericht gel­
tend zu machen. 

3. Wenn die Maßnahmen zur Umsetzung 
der Richtlinie 85/577 betreffend den Ver­
braucherschutz im Falle von außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossenen Ver­
trägen nicht innerhalb der darin vorgese­
henen Frist erlassen worden sind, kann 
der Verbraucher ein Widerrufsrecht 
gegenüber dem Gewerbetreibenden, mit 
dem er außerhalb der Geschäftsräume 
einen Vertrag geschlossen hat, nicht auf 
die Richtlinie selbst stützen und vor 
einem nationalen Gericht geltend machen. 

4. Die sich aus einer Richtlinie ergebende 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, das in 
dieser vorgesehene Ziel zu erreichen, 
sowie die Pflicht der Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 5 EWG-Vertrag, alle zur 
Erfüllung dieser Verpflichtung geeigneten 
Maßnahmen allgemeiner oder besonderer 

Art zu treffen, obliegen allen Trägern 
öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaa­
ten, und zwar im Rahmen ihrer Zustän­
digkeiten auch den Gerichten. Folglich 
muß ein nationales Gericht, soweit es bei 
der Anwendung des nationalen Rechts — 
gleich, ob es sich um vor oder nach der 
Richtlinie erlassene Vorschriften handelt 
— dieses Recht auszulegen hat, seine 
Auslegung soweit wie möglich am Wort­
laut und Zweck der Richtlinie ausrichten, 
um das mit der Richtlinie verfolgte Ziel 
zu erreichen und auf diese Weise Arti­
kel 189 Absatz 3 EWG-Vertrag nachzu­
kommen. 

5. Für den Fall, daß ein Mitgliedstaat seiner 
Verpflichtung nach Artikel 189 Absatz 3 
des Vertrages zur Umsetzung einer Richt­
linie nicht nachkommt und das von der 
Richtlinie vorgeschriebene Ziel nicht im 
Wege der Auslegung des nationalen 
Rechts durch die Gerichte erreicht wer­
den kann, ist dieser Mitgliedstaat nach 
dem Gemeinschaftsrecht zum Ersatz der 
den Bürgern durch die NichtUmsetzung 
einer Richtlinie verursachten Schäden ver­
pflichtet, sofern drei Voraussetzungen 
vorliegen: das von der Richtlinie vorge­
schriebene Ziel muß die Verleihung von 
Rechten an Bürger sein, der Inhalt dieser 
Rechte muß auf der Grundlage der Richt­
linie bestimmt werden können, und zwi­
schen dem Verstoß gegen die dem Staat 
auferlegte Verpflichtung und dem ent­
standenen Schaden muß ein Kausalzu­
sammenhang bestehen. In einem solchen 
Fall hat das nationale Gericht den 
Anspruch der Geschädigten auf Scha­
densersatz im Rahmen des nationalen 
Haftungsrechts sicherzustellen. 
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